
► Kommentar

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

die aktuell veröff entlichte Studie der Hans-
Böckler-Sti ft ung „Wandel der Arbeit in wissen-
schaft sunterstützenden Bereichen an Hoch-
schulen“ belegt eindrucksvoll auch unsere 
Arbeitserfahrungen in der Uni Bremen. Wie oft  
haben Kolleginnen und Kollegen auf den stei-
genden Arbeitsdruck, die unzureichende Perso-
nalausstatt ung bei gleichzeiti ger Zunahme von 
Aufgaben, Projekten und Berichten hingewie-
sen. Der Personalrat hat dieses Thema wieder-
holt aufgegriff en und auf die sich steti g weiter 
öff nende Schere bei der Personalausstatt ung 
zwischen dem nichtwissenschaft lichem (MTV) 
und dem wissenschaft lichem Personal hin-
gewiesen. Diese Diskrepanz ist eine Ursache 
für die steigende Arbeitsbelastung. Die hohe 
Dritt mitt elquote von über 50 % der Gesamtf i-
nanzierung verursacht in der Uni ein Verhältnis 
von 1 MTV zu 1,9 Wissenschaft ler*innen. Im 
Jahr 2000 lag das Verhältnis noch bei 1:1,6. Der 
Bundesdurchschnitt  liegt bei 1:1. Unileitung 
und senatorische Behörde leugnen diesen Um-
stand nicht, gehen aber auf die Forderungen 
von Personalrat und Gewerkschaft en nicht ein.
Zunehmender Arbeitsdruck und Stress wir-
ken sich negati v auf die Gesundheit der Be-
schäft igten aus. In unserer täglichen Perso-
nalratspraxis hören wir oft  davon. Bei der 
Mitarbeiter*innenbefragung Anfang dieses 
Jahres können wir zusammen die abstrakten 
Daten mit realem Leben füllen und Forderun-
gen nach besseren Arbeitsbedingungen mehr 
Nachdruck verleihen. 

Christel Wienrich, 
Vorsitzende des Personalrats

Studie belegt hohe Arbeitsintensität beim wissenschaft sunterstützenden Personal

Mehr Leistung für gleiches Geld
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P e r s o n a l r a t

Die aktuelle Studie der Hans-Böckler-
Stiftung „Wandel der Arbeit in wissen-
schaftsunterstützenden Bereichen an 
Hochschulen“ untersucht die Verände-
rungen im deutschen Hochschulbereich 
in den letzten Jahrzehnten. Auch wenn 
nicht alle Daten auf die Uni Bremen 
übertragbar sind, sind die Trends mehr 
als eindeutig. Hier einige Fakten aus der 
Studie:
► Trotz deutlich steigender Studieren-
denzahlen und der Zunahme des wis-
senschaftlichen Personals ist das wis-
senschaftsunterstützende Personal fast 
gleichgeblieben.
► Jede*r Siebte geht regelmäßig an die 
Grenze der eigenen Leistungsfähigkeit 
ohne dafür eine ausreichende Anerken-
nung zu erhalten.
► Der Anteil der Teilzeitbeschäftigten 
stieg seit 1995 auf 38 %. 2014 wollten 
über ein Drittel aller Teilzeitbeschäftig-
ten gern mehr arbeiten.

► 2014 war jeder vierte Arbeitsvertrag 
befristet.
► 69 % der genannten Beschäftigten-
gruppe gaben an, dass die fachlichen An-
forderungen im Beruf erheblich gestiegen 
sind. Gesamtwirtschaftlich liegt dieser An-
teil bei nur 48 %.
► Bürokratische Tätigkeiten, wie Berichts- 
und Dokumentationspflichten in vielen 
Tätigkeitsbereichen, haben zugenommen 
und stellen eine hohe zeitliche Belastung 
dar.
► Hochschulsekretärinnen sind schon 
lange keine „Schreibkräfte“ mehr, sondern 
verantwortlich für das Schnittstellenma-
nagement in den professoralen Arbeits-
einheiten. Dafür gibt es keine bessere Be-
zahlung und Aufstiegsmöglichkeiten sind 
ausgeschlossen.
► Die Digitalisierung der Bibliothe-
ken hat das berufliche Umfeld der 
Bibliotheksmitarbeiter*innen sehr stark 
verändert.
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für die Statusgruppe Wissenschaftliche 
Mitarbeiter*innen ist hingegen möglich, 
da die zahlenmäßige Voraussetzung für 
eine anonyme Befragung (größer als 30) 
gegeben ist.
Welche Maßnahmen folgen aus der 
Befragung?  
Diese Frage stand im Rahmen der 
letzten Personalversammlung aus 
Mitarbeiter*innen-Sicht im Zentrum. 
An anderen Universitäten wurden im 
Anschluss an eine Beschäftigtenbefra-
gung zum einen Maßnahmen zur wei-
teren Organisationsdiagnostik durch-
geführt. Dazu zählen Fokusgruppen für 
die einzelnen Statusgruppen in allen 
Fachbereichen und zentralen Organi-
sationseinheiten zu Themen, in denen 
Handlungsbedarfe bzw. hohe Belastun-
gen ermittelt wurden, sowie Workshops 
zur Ableitung und Umsetzung von Per-
sonal- und Organisationsentwicklungs-
maßnahmen. 
Zum anderen wurden aufgrund der er-
mittelten zentralen Handlungsbedarfe 
direkte Maßnahmen angestoßen. An der 
Universität Bremen werden ebenfalls 
diese beiden Wege eingeschlagen. 
Ergebnispräsentation 
Die Ergebnisse der Befragung werden vo-
raussichtlich im Mai 2018 vorliegen. Im 
Anschluss folgt die Vorstellung und Dis-
kussion in den Bereichen, um ab Herbst 
2018 erste Maßnahmen im Rahmen des 
BGM zu entwickeln und umzusetzen. Je 
höher die Beteiligung an der Befragung 
ist, desto passgenauer können mögliche 
Maßnahmen sein.
► www.bgm.uni-bremen.de
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► Ab dem 1. Februar 2018 bietet sich 
allen Beschäftigten die Möglichkeit, 
konkreten Einfluss auf die Verbesserung 
der eigenen Arbeitsbedingungen auszu-
üben. Denn: Im Rahmen des Betriebli-
chen Gesundheitsmanagement (BGM) 
startet an diesem Termin das erste Mal 
in der Geschichte der Universität eine 
Vollbefragung unter allen Statusgrup-
pen zu belastenden und gesundheits-
fördernden Faktoren am Arbeitsplatz. 
Aus den Ergebnissen sollen bereits in 
2018 zentrale Handlungsfelder und kon-
krete Maßnahmen abgeleitet werden.
Änderungen durch Rückmeldungen auf 
Personalversammlung 
Bereits auf der Personalversammlung 
im September 2017 hatte der PR grund-
legende Eckdaten zu der geplanten 
Befragung vorgestellt. Durch die Rück-
meldungen von Kolleg*innen wurden 
Fragen aufgeworfen und Kritikpunkte 
genannt. Die meisten vorgetragenen 
Punkte wurden vom PR aufgegriffen und 
im Vorbereitungsteam für die Befragung 
diskutiert und gelöst. Einzelne Vorschlä-
ge konnten aber aus zwingenden Grün-
den  – wie dem Datenschutz – nicht um-
gesetzt werden. 
Datenschutz muss Anonymisierung 
sicherstellen
Die Befragung erfolgt online. Sie ist an-
onym und die Teilnhame ist freiwillig. 
Bei kleinen Personenzahlen innerhalb 
einer Statusgruppe oder bei Organisati-
onseinheiten mit geringer Personenzahl 
schränkt der Datenschutz vor diesem 
Hintergrund differenzierte Fragen z. B. 
nach Geschlecht, Alter, Fachbereich usw. 
ein. Die Frage nach dem Fachbereich 

Befragung zu Arbeitsbedingungen startet im Februar 2018

Beschäft igenbefragung in den Startlöchern

► Ende September 2017 hat der Personalrat 
in einer gut besuchten Teilpersonalversamm-
lung Beschäftigten aus dem Wissenschaftsbe-
reich den Verlauf der jüngsten Novellierung 
des Bremischen Hochschulgesetzes vorge-
stellt. 
Manche Änderungen der Gesetzesentwürfe 
im Prozess der behördlichen und politischen 
Befassung erscheinen problematisch, andere 
blieben bis zum Schluss in ihrer Intention nicht 
nachvollziehbar. Der Personalrat hat mehr-
fach mit schriftlichen und mündlichen Stel-
lungnahmen auf Fehler und Probleme in den 
Entwürfen hingewiesen und darüber hinaus 
konkrete Verbesserungen vorgeschlagen. Bei 
einer Anhörung im Wissenschaftsausschuss 
eine Woche vor der endgültigen Beschluss-
fassung in der Bürgerschaft gelang es zuletzt 
noch, einige Probleme abzumildern und einige 
Verbesserungen zu erreichen. Seit Juni 2017 
ist das geänderte Gesetz in Kraft. Eine Über-
sicht über Änderungen des BremHG sind auf 
der Web-Präsenz des Personalrats unter „Ak-
tuelles“ abrufbar.
► www.uni-bremen.de/personalrat

Teilpersonalversamm-
lung zur Änderung des 
Bremischen Hochschul-
gesetzes !

Mit Postkarten wie dieser wird ab Januar auf die Befragung aufmerksam gemacht

► Um Fragen der Arbeitssicherheit noch stär-
ker im Bewusstsein der Beschäftigten zu ver-
ankern, führen die zuständigen Referate 02 
und 09 neben anlassbezogenen auch regelhaf-
te sicherheitstechnische Begehungen durch. 
Im Gegensatz zu den anlassbezogenen Besu-
chen – etwa bei einem Arbeitsunfall oder einer 
speziellen Fragestellung – erfordern regelhafte 
Begehungen längere Begehungsumfänge, be-
inhalten einen größeren Personenkreis und 
führen meist zu umfangreichen Protokollen 
und Maßnahmenkatalogen. 
Es ist geplant, alle Bereiche der Universität in-
nerhalb der nächsten drei Jahre zu begehen. 
Begonnen wurde mit dem Marum, dem Be-
triebshof sowie dem Gebäude MZH. Betroffe-
ne Bereiche werden frühzeitig angesprochen.

Sicherheitstechnische 
Regelbegehungen

#malsogefragt

!
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► Am 1.12.2017 wurde das Bremische 
Personalvertretungsgesetz 60 Jahre alt. 
Grund genug für uns, die neue Artikel-
reihe „Was heißt Personalvertretung in 
der Universität?“ mit dem Thema Mit-
bestimmung zu eröffnen. 

Aus der Geschichte
Der Entwurf Bremer Landesverfassung 
wurde von den Parteien in der Bremer 
Bürgerschaft 1947 einmütig verabschie-
det. Nur in einem Punkt konnte man sich 
nicht einigen: Die Aufnahme der paritäti-
schen Mitbestimmung in die Verfassung. 
So entschieden die Bremer*innen am 
12.10.1947 in einer Volksabstimmung 
nicht nur über die Bremer Landesverfas-
sung, sondern auch über die Aufnahme 
der Mitbestimmung darin. Danach sollte 
es noch 10 Jahre dauern bis die Mitbe-
stimmung mit dem Bremischen Per-
sonalvertretungsgesetz (BremPersVG) 
auch in den Öffentlichen Dienst Einzug 
hielt. Großen Anteil daran hatte damals 
ein junger Abgeordneter (und Beamter), 
der ehemalige Bremer Bürgermeister 
Hans Koschnick. Sein Engagement diente 
dem Kampf gegen den Untertanengeist 
in den Amtsstuben.
Die heutige Fassung des BremPersVG 
entspricht in weiten Teil der „Runder-
neuerung“ von 1974. Immer wieder ha-
ben Politiker unterschiedlicher Couleur 
versucht, das Gesetz und seinen Geist 
einzudampfen. 1996 stieg Hans Ko-
schnick noch persönlich in die Bütt des 

Parlaments, um dem Angriff auf das Brem-
PersVG aus den eigenen Reihen erfolgreich 
zu begegnen. Zuletzt haben die Grünen im 
Frühjahr 2017 versucht, mit angepassten 
Fakten das Gesetz zu diskreditieren.
Was ist Mitbestimmung im Öffentlichen 
Dienst?
Mitbestimmung sichert die Beteiligung 
der Beschäftigten an der Entwicklung ihrer 
Dienststellen und an ihren eigenen per-
sönlichen und sozialen Angelegenheiten. 
Umgesetzt wird diese Beteiligung in jeder 
Dienststelle durch eine Kollektivvertretung, 
den Personalrat. Der Personalrat wird alle 
vier Jahre von allen Beschäftigten gewählt. 
Genauso auch der Gesamtpersonalrat in 
Bremen, der für übergeordnete Angelegen-
heiten zuständig ist und sich näher an der 
Politik befindet. 
Wie wird Mitbestimmung in der Uni 
ausgeübt? 
Das BremPersVG regelt das Verhältnis 
von Dienststellenleitung (hier: Rektor und 
Kanzler (Vertretung) und dem Personalrat. 
Das Verhältnis soll auf „Augenhöhe“ sein. 
Über die Interpretation von „Augenhöhe“ 
gab und gibt es immer wieder Auseinan-
dersetzungen. Die unterschiedlichen In-
terpretationen beeinflussen selbstredend 
die Konsensbildung über organisatorische, 
personelle und soziale Angelegenheiten. 
Unileitung und PR bemühen sich um eine 
Konsenskultur, auch wenn diese aus Sicht 
des Personalrats in den letzten Jahren et-
was gelitten hat.

Serie: Was heißt Personalvertretung in der Universität?

Mitbesti mmung sichert Mitwirkung der Beschäft igten

Bürgermeister a. D. Hans Koschnick 
auf dem Festempfang 2007
Foto: GPR

«Wir wollten deutlich machen, wir 
sind Sachverwalter gemeinsamer In-
teressen und wollen eines nicht mehr 
sein, Teil des Obrigkeitsstaates. Wir 
wollen mit dem Bürger nicht umge-
hen als Untertanen, aber wir wollten 
auch keine Untertanen sein…» 
► Hans Koschnick auf dem Festakt 
zum 50. Geburtstag des Bremischen 
Personalvertretungsgesetzes 2007

► Die 2015 befristet eingerichtete 
Stabsstelle „Strategische Projekte und 
Exzellenz“ (SPE), deren Aufgaben sich 
auf strategische Projekte im Rahmen der 
Exzellenz und auf die Entwicklung des 
(leider nicht erfolgreichen) Folgeantrags 
bezogen, soll auf Antrag der Universi-
tätsleitung unbefristet und mit deutlich 
erweitertem Aufgabenspektrum fortbe-
stehen. Die Ausstattung soll auf Dauer 
drei grundmittelfinanzierte Vollzeitstel-
len betragen.
Das erweiterte Aufgabenspektrum um-
fasst neben der Steuerung des Prozes-
ses „Strategie 2018-2028“, zukünftige 
Bewerbungen in der Exzellenzstrategie, 

andere dezentrale und zentrale „vielfältige“ 
Förderungsprogramme und z. B. das Stra-
tegiekonzept für den Clusterantrag „Tief-
seeforschung“ (Marum). Dies sind unseres 
Erachtens Aufgaben der Hochschulplanung 
und -entwicklung, die seit Jahrzehnten im 
Bereich des Dezernats 1 - Akademische An-
gelegenheiten - liegen.
Die Universitätsleitung meint, dass „die 
Aufgaben so nicht von den Fachdezerna-
ten erbracht werden können“ (Zitat Mitbe-
stimmungsantrag SPE). Diese nicht weiter 
belegte Behauptung ist für den Personalrat 
kein Grund, dem Dezernat 1, das heute und 
in der Vergangenheit maßgeblich an den 
Erfolgen der Universität Anteil hatte, die 

Aufgaben in der Hochschulplanung 
und -entwicklung zu entziehen. Daher 
hat der Personalrat die dauerhafte 
Einrichtung der SPE und die damit ver-
bundene Aufgabenverschiebung vom 
Dezernat 1 zur SPE abgelehnt.
Durch die dauerhafte Einrichtung der 
SPE würde der Trend zur Zentralisie-
rung im Rektorat verstärkt und Zu-
kunftsentwicklung der Uni im engen 
Kreis des Rektors konträr zu einer 
Kommunikationsstruktur und -kultur 
in flachen Hierarchien unter Einbe-
ziehung der Fachdezernate stehen. 
Haben wir bald einen Universitätsprä-
sidenten?

Präsidialstruktur an der Universität Bremen?



Kontakt & 
Impressum
Herausgegeben vom
Personalrat der Universität Bremen
Bi blio thek str. 1, 28359 Bre men
Tel: +49 (0) 421 / 218-60060
per so nal rat@uni-bremen. de
www.personalrat.uni-bremen.de
An dieser Ausgabe haben mitgearbeitet
Andrea Fenski, Anett e Masch, Ulrich Meseck, 
Holger Ruge, Ralf Streibl, Christel Wienrich 
(V.i.S.d.P.)
Druck & Aufl age:
Druckerei der Universität Bremen, 3.500
Bildnachweise
Seite 1: Banscherus 2017/Hans Böckler 
Sti ft ung; Seite 1+2: Universität Bremen; Seite 
1+3: GPR; Seite 1+4: Michael Ihle, Universität 
Bremen

4PR INFO | Ausgabe Januar 2018

Infoblatt  des Personalrats der Universität Bremen ▪ Jan. 2018

► Der Europäische Gerichtshof (EuGH) 
und das Bundesarbeitsgericht (BAG) 
haben sich mit der Berechnung der Ur-
laubstage bei veränderter Anzahl der 
Wochenarbeitstage beschäftigt und 
sind zu dem Schluss gekommen, dass 
jeder Zeitabschnitt gesondert berech-
net werden muss. 
Diese neue Berechnung von Urlaubsan-
sprüchen wird ausführlich im Rund-
schreiben Nr. 15/2016 der Senatorin 
für Finanzen erläutert. Wenn z. B. eine 
Kollegin oder ein Kollege die Anzahl der 
Arbeitstage von fünf auf vier Tage re-
duziert, verringert sich der Urlaubsan-
spruch entsprechend und muss für 
diesen Zeitabschnitt neu berechnet wer-
den. Ebenso verhält es sich auch mit der 
Erhöhung von z. B. zwei auf vier Tage in 
der Woche.
Anspruch bleibt bestehen
Wurde ein Urlaubsanspruch bereits er-
worben (z. B. zehn Tage Resturlaub aus 
dem Vorjahr bei einer 5-Tage-Woche), so 
bleibt dieser Anspruch bestehen, auch 
wenn zukünftig an weniger als fünf Ta-
gen in der Woche gearbeitet wird. 
Es gibt in diesem Zusammenhang auch 
keine Verpflichtung, den erworbenen 
Urlaubsanspruch vor dem Wechsel in ein 
neues Arbeitszeitmodell in Anspruch zu 
nehmen. Diese Regelung gilt nur für die 
Tarifbeschäftigten. 
Selbstverständlich wird bereits gewähr-
ter Urlaub in die Berechnung mit ein-
fließen. Sollte allerdings zu viel Urlaub 
im laufenden Jahr gewährt worden sein, 
darf dieser nicht im Vorgriff auf erst 
in folgenden Jahren entstehenden Ur-
laubsanspruch angerechnet werden.

Anwendung für Beamte
Bei Beamtinnen  und Beamten ist es vor-
rangiges Ziel, Urlaubsansprüche vor einer 
Reduzierung der Arbeitszeit und einer 
Verminderung der Zahl der wöchentlichen 
Arbeitstage abzuwickeln. Der nicht ver-
brauchte Urlaub wird dann ggf. dem neuen 
Beschäftigungsumfang angerechnet. Nä-
heres dazu findet sich im Rundschreiben 
Nr. 08/2017 der Senatorin für Finanzen.
Regelung für Schwerbehinderte
Auch Zusatzurlaub für schwerbehinderte 
Menschen wird nach diesem Modell be-
rechnet. Bei schwerbehinderten Beschäf-
tigten sind Bruchteile von Zusatzurlaubs-
tagen, die mindestens einen halben Tag 
ergeben, auf volle Zusatzurlaubstage auf-
zurunden. Geringere Bruchteile dagegen 
sind nicht abzurunden, sondern in dem 
errechneten Umfang zu gewähren.

Verschiedene Zeitabschnitt e müssen gesondert berechnet werden

Anzahl der Wochenarbeitstage hat 
Auswirkungen auf die Anzahl der Urlaubstage

Universität Bremen

Die Anwendungsformel zur zeitabschnittsweisen Berechnung 
von Urlaubsansprüchen lautet:

X
30 Urlaubstage

12 Monate 5

Reduzierte Wochenarbeitstage erfordern Rechengeschick bei der UrlaubsberechnungReduzierte Wochenarbeitstage erfordern Rechengeschick bei der Urlaubsberechnung

Arbeitstage pro Woche
X (ggf. anteilige) Monate

Der Personalrat 
wünscht allen 

Kolleginnen und Kollegen ein gutes und gesundes 
Jahr 2018!


